[image: image2.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl




PAGE  
4
[image: image1.png]VSAV VEREINIGUNG SCHWEIZERISCHER AMTSVORMUNDINNEN UND AMTSVORMUNDE
ASTO 'ASSOCIATION SUISSE DES TUTRICES €1 TUTEURS OFFICELS
ASTU 'ASSOCIAZIONE SVIZZERA DELLE TUTRICI E DEI TUTORI UFFICIALl





Leistungsfähigkeit des erwerbslosen minderjährigen Vaters und grosselterliche Unterstützungspflicht 
Sachverhalt

Mein Auftrag:

1. Für das Kind, geb. 2003, wurde infolge Minderjährigkeit der Mutter eine Vormundschaft errichtet.

2. Als Vormund wurde ich gemäss Art. 298 Abs. 2 ZGB ernannt, mit den im Gesetz umschriebenen Rechten und Pflichten.

3. Der Vormund wurde insbesondere beauftragt, die Vaterschaft für das Kind feststellen zu lassen und den Unterhaltsanspruch zu wahren, wozu ihm Prozessvollmacht mit Substitutionsrecht erteilt wurde. Ein freiwilliger Unterhaltsvertrag wäre von der Vormundschaftsbehörde genehmigen zu lassen.

4. Der Vormund wurde ersucht, nach Feststellung der Vaterschaft und nach allfälliger Regelung des Unterhaltsanspruches oder rechtzeitig auf die Volljährigkeit der Kindsmutter am --.--.2005 hin, einen Rechenschaftsbericht zu erstatten sowie nötigenfalls über die Anordnung weiterer Kinderschutzmassnahmen Antrag zu stellen.

Bisheriges:

Der Kindsvater, wie die Kindsmutter sind minderjährig, 17 jährig. Die Kindsmutter lebt mit dem Kind noch im Haushalt ihrer Eltern. Der Kindsvater lebt zusammen mit seinem älteren Bruder in einer Wohnung. Beide sind wirtschaftlich von ihren Eltern abhängig. Die Eltern des Kindsvaters haben ihren Sohn gedrängt, einen Vaterschaftstest zu machen. Die Kosten haben die Eltern des Kindsvaters getragen und der Test hat die Vaterschaft bestätigt. Nun steht die Vaterschaftsanerkennung an, die der Kindsvater (gemeinsam mit seinen Eltern) in den kommenden Tagen erledigen will.

Nun stellt sich die Frage eines Unterhaltsvertrages. Meine Fragen:

a) Ist es sinnvoll in dieser Situation (Mutter und Vater in der Ausbildung, resp. beide haben noch keinen Ausbildungsplatz) einen Unterhaltsvertrag abzuschliessen?

b) Wenn ja - Mit welchen Beträgen ist sinnvollerweise zu fahren?

c) Ist mit Blick auf eine mögliche Alimentenbevorschussung allenfalls ein Rechtstitel anzustreben?

d) Kann im Unterhaltsvertrag festgelegt werden, dass der Kindsvater in den kommenden Jahren seiner Ausbildung die festgelegten Unterhaltsbeträge nicht zu zahlen hat?

e) Können die Eltern des Kindsvaters für die Unterhaltszahlungen an ihr Grosskind in die Verantwortung genommen werden?

f) Gibt es allenfalls noch andere, wichtige Punkte zu berücksichtigen?

Erwägungen

1) Die Eltern haben für den Unterhalt des Kindes aufzukommen. Der Unterhalt wird durch Pflege und Erziehung oder durch Geldzahlung geleistet. Soweit dem Kind selbst zugemutet werden kann, den Unterhalt aus seinem Arbeitserwerb oder aus andern Mitteln (z.B. ererbtes hohes Vermögen) zu bestreiten,  sind die Eltern von der Unterhaltspflicht befreit (Art. 276 ZGB).  Können weder die Eltern noch das Kind den Unterhalt bestreiten, bestimmt das öffentliche Recht unter Vorbehalt der Unterstützungspflicht der Verwandten, wer die Kosten zu tragen hat (Art. 293 ZGB). Die Kantone regeln diesen öffentlichen Unterstützungsanspruch in den Sozialhilfegesetzen, wobei Art. 12 Bundesverfassung eine verfassungsmässige Minimalgarantie (Hilfe in Notlagen, Anspruch auf menschenwürdiges Dasein) darstellt.

2) Der Unterhaltsbeitrag der Eltern bemisst sich gemäss Art. 285 ZGB nach 

· den Bedürfnissen des Kindes

· der Lebensstellung und Leistungsfähigkeit der Eltern

· dem Vermögen und den Einkünften des Kindes

· dem Beitrag an der Betreuung des Kindes.


3) Im vorliegenden Fall ist davon auszugehen, dass weder die Kindeseltern noch das Kleinkind selbst über eine massgebliche wirtschaftliche Leistungsfähigkeit verfügen. Die Eltern sind noch in Ausbildung und haben selbst einen gesetzlichen Anspruch auf eine ordentliche Ausbildung, während welcher sie zwangsläufig nicht fähig sein werden, einen Arbeitsverdienst zu realisieren, welcher über dem eigenen Existenzminimum liegt. Es fehlt demnach an einer zentralen Voraussetzung zur Festlegung eines Unterhaltsbeitrages (Hausheer/Spycher, Handbuch des Unterhaltsrechts, Bern 1997 N 06.95 ff.). Leistungsunfähige Eltern sind von der Unterhaltspflicht befreit (BGE 123 III 9).

4) Anders verhielte es sich, wenn die Eltern respektive der zahlungspflichtige Elternteil eine Weiterbildung absolvieren würde und der dadurch entstehende Ausfall vom andern Elternteil nicht kompensiert werden kann. Diesfalls könnte er verpflichtet werden,  seine Studien abzubrechen und einem angemessenen Verdienst nachzugehen (BGE 5C.299/2001 vom 7.2.2002).


5) Zu Frage a)
Nein, allerdings muss mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde ausdrücklich auf die Festlegung eines Unterhaltsbeitrages verzichtet werden, damit der Verzicht für das Kind verbindlich ist (Art. 287 ZGB). Das kann im Rahmen einer Vereinbarung erfolgen, welche die VB zu genehmigen hat, oder direkt in einem VB-Feststellungsbeschluss.  Die Dauer des Verzichts ist limitiert auf das Ende einer angemessenen Ausbildung oder einem anders begründeten Erreichen wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit.

6) Zu Frage b)
Solange die Eltern nicht leistungsfähig sind (bis Ende einer angemessenen Ausbildung ), ist kein Beitrag festzulegen.

7) Zu Frage c)
Nein. Es entsprach zwar lange einer weitverbreiteten Praxis, verursacht aber dem leistungsunfähigen Elternteil einen Schuldenberg, für den er nach dem Gesetz gar nicht einzustehen hätte. Sozialhilferechtlich ist das Kind als Leistungsempfänger in vielen Kantonen privilegierter als Erwachsene in Bezug auf die Rückerstattungspflicht.

8) Zu Frage d)
Nein. Wenn er die Beiträge mangels Leistungsfähigkeit nicht bezahlen kann, dürften sie gar nicht festgelegt werden. Zudem wäre der Verzicht auf Unterhaltsbeiträge für die Zukunft, welcher vom gesetzlichen Vertreter erklärt wird, nicht rechtsgültig (BGE 119 II 6; ZVW 1994 S. 155 ff).

9) Zu Frage e)
Ja. Wenn sie sich offensichtlich in günstigen Verhältnissen befinden, ist mit ihnen eine Unterstützungsvereinbarung zu treffen (Art. 328 und 329 ZGB). Andernfalls müsste das Kind über die Sozialhilfe unterstützt werden, wobei diese zu prüfen hat, ob sie die Verwandtenunterstützung geltend machen kann. Dieser Umweg ist nur nötig, wenn die Grosseltern nicht offensichtlich in günstigen Verhältnissen leben und das Kind in Not zu geraten droht. Weigern sich die Grosseltern, kann der Vormund des Kindes gestützt auf Art. 329 in Verbindung mit Art. 279 Abs. 1 ZGB direkt Klage gegen sie erheben auf Zahlung von Unterstützung für solange, bis das eigene (unterhaltspflichtige) Kind (in der Regel der Kindsvater) eigene Leistungsfähigkeit erreicht hat und selber für den Unterhalt seines Kindes aufkommen kann.
Anzustreben ist allerdings eine vertragliche Vereinbarung, für welche zwei Modelle zur Verfügung stehen: Entweder eine Vereinbarung zwischen Grosseltern und Kind (vertreten durch den Vormund) oder eine Vereinbarung zwischen Grosseltern, den (minderjährigen) Eltern (vertreten durch ihre eigenen Eltern) und dem Kind. 

Ob die väterlichen wie die mütterlichen Grosseltern einzubeziehen sind, hängt von den konkreten Umständen ab. Mit Erreichen der Mündigkeit erhält allein die Mutter von Gesetzes wegen elterliche Sorge, woraus sich ihre Obhutspflicht ergibt und dem Vater die Unterhaltszahlung verbleibt, weshalb naheliegenderweise in der Regel die väterlichen Grosseltern ins Recht zu fassen sein werden, es sei denn, die Mutter könne ihren Erziehungs- und Obhutspflichten nicht nachkommen und müsse deshalb ihre Unterhaltspflicht künftig ebenfalls in Geld erbringen.
In sinngemässiger Anwendung von Art. 287 ZGB bedürfen derartige Verträge, da sie den Unterhalt des Kindes regeln, der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (zum Themenkreis – allerdings unter der Herrschaft des alten Familienrechts, das noch keine gemeinsame elterliche Sorge unverheirateter Eltern kannte – vergleiche C. Hegnauer, Unterhaltspflicht erwerbsloser Eltern und grosselterliche Unterstützungspflicht in ZVW 1986 S. 29 f.).

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

Lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 10. Jun i 2004
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